Standortbezogene Vorprüfung gemäß § 9 UVPG in Verbindung mit § 7

Nr. 7.8.3 Anlage 1 UVPG

2 Stufen Prüfung
(1) Besondere örtliche Gegebenheiten gemäß der in Anlage 3 Nummer 2.3 aufgeführten Schutzkriterien -> Ja
a. Im Beurteilungsgebiet liegen verschiedene geschützte Biotope (§ 30 BNatSchG / § 22 BNatSchG LSA) – Ausführungen dazu im Kapitel 13 durch Gutachten

(2) Unter Berücksichtigung der in Anlage 3 aufgeführten Kriterien wird geprüft, ob das Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die die besondere Empfindlichkeit oder die Schutzziele des Gebietes betreffen und nach § 25 Abs. 2 bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären
a. Bei fachgerechter Umsetzung der vorgesehenen Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen ist davon auszugehen, dass das Eintreten artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände wirksam verhindert und die Beeinträchtigungen der entsprechenden Biotopstrukturen und Tierarten auf das technologisch notwendige Mindestmaß beschränkt werden


Ergebnis: Keine UVP erforderlich!
Vgl. dazu Bericht zu Ergebnis der allgemeinen Vorprüfung LvwA vom 03.02.2021, veröffentlicht im UVP-Portal im Februar 2021
[bookmark: _GoBack]Bemerkung dazu:
Der Genehmigungsantrag vom 18.12.2020 (Ersatzneubau eines Sauen- und Ferkelstalles sowie der Umbau eines Sauenstalles) wurde aufgrund der Änderung der Zuständigkeit zur Bearbeitung an den Landkreis abgegeben.
Auf der Grundlage des Erlasses des MULE vom 18.03.2020 war die Anlage mit 748 Sauenplätzen und 3.072 Ferkelplätzen als gemischte Anlage der Nr. 7.1.11.2 G in Anhang 1 der 4. BImSchV zuzuordnen. Für derartige Anlagen war der Antrag in Zuständigkeit des Landesverwaltungsamtes zu bearbeiten.
Mit Erlass des MWU vom 26.10.2021 und 15.12.2021 sind die eigen erzeugten Ferkel nicht mehr getrennt anzurechnen, sondern der Sau zugehörig. Damit ist die Anlage jetzt der Nr. 7.1.8.2 V in Anhang 1 der 4. BImSchV zuzuordnen. Zudem ist gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 2 i.V.m. § 7 UVPG bezüglich der geplanten Änderung jetzt nach geänderter Zuordnung der Anlage in den Anhang 1 der 4. BImSchV eine standortbezogene Vorprüfung durchzuführen. Die Zuständigkeit zur weiteren Bearbeitung des Antrages liegt nun beim Landkreis. Die Antragsunterlagen wurden dazu vom LvwA unverändert übergeben. 



